
Öffentliche Bekanntmachung der öffent-
lichen Auslegung einer Änderung des Re-
gionalen Flächennutzungsplanes der Pla-
nungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
der Städte Bochum, Essen, Gelsenkir-
chen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen  
Die Änderung bezieht sich auf einen 
Bereich in der Stadt Mülheim an der Ruhr. 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 20.06.2022 
beschlossen: 
 
1.  die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der 

Öffentlichkeit sowie der öffentlichen Stellen, Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
(Anregungen und diesbezügliche Stellungnahmen 
der Verwaltung) zur Kenntnis zu nehmen, 

 
2.  auf der Grundlage des Planentwurfs die öffentliche 

Auslegung und Beteiligung der öffentlichen Stellen, 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
für das Änderungsverfahren 44 MH (Wissollstraße) 
zum RFNP durchzuführen: 

Der 23,1 ha umfassende Änderungsbereich 44 MH 
befindet sich in Mülheim an der Ruhr im Stadtteil 
Speldorf und erstreckt sich südlich der Bahnflächen vom 
Veilchen- und Nelkenweg im Westen bis zur Ulmenstraße 
im Osten. Im Süden reicht der Änderungsbereich bis zur 
Saarner Straße sowie Kirchstraße.

Zentrales Ziel der RFNP-Änderung ist es, auf den 
Flächen der ehemaligen Unternehmenszentrale der 
Tengelmann Warenhandelsgesellschaft KG zukünftig 
ein gemischtgenutztes Quartier mit Wohn- und mit der 
Wohnnutzung in der Umgebung verträglichen Misch-
nutzungen (u. a. Büro- und Gewerbenutzungen) zu ent-
wickeln. Die angrenzenden Wohnnutzungen, die sich 
hauptsächlich im südlichen Änderungsbereich befinden, 
sollen in ihrem Bestand erhalten bleiben. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB), die Beteiligung der öffent-
lichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i. V. m. 
§ 13 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG 
NRW) sowie § 9 Raumordnungsgesetz (ROG). 
 
Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen, Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange können 
innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen 
zum ausliegenden Änderungsentwurf abgeben. Bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes soll die Frist gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB angemessen verlängert werden. 
 
Im Fall des Änderungsverfahrens 44 MH werden die 
Planunterlagen für die Dauer von einem Monat ausge-
legt. Für eine Verlängerung der Regelfrist liegt kein wich-
tiger Grund vor (Planverfahren ohne besondere 
Komplexität).
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Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes 
hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist im Rahmen 
des o. g. Änderungsverfahrens gemäß § 8 Abs. 1 ROG 
i. V. m. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) 
durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 
 
Neben dem Planentwurf mit Begründung sind umwelt-
bezogene Informationen in Form des Umweltberichtes, 
von Gutachten, Fachbeiträgen sowie Stellungnahmen 
verfügbar. Darin sind umweltbezogene Informationen zu 
folgenden Themen enthalten und werden öffentlich aus-
gelegt: 
 
-    Schutzgüter: Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, 

Landschaft; Fläche; Boden; Wasser; Luft; Klima; 
Mensch, Gesundheit, Bevölkerung; Kultur- und 
Sachgüter, Kulturelles Erbe; Natura-2000-/FFH-
Gebiete; Risiken durch schwere Unfälle oder Kata-
strophen; Wechselwirkungen und kumulative Aus-
wirkungen 

-    Gutachten: Artenschutz 
-    Lärmschutz/Lärmminderungsmaßnahmen 
-    Altlasten 
-    Bergbauliche Belange 
-    Klimawandel/Klimaschutz/Stadtklima/Luftaustausch 
-    Luftschadstoffe und Luftreinhalteplanung 
-    Biotopverbund  
-    Grundwasser- und Gewässerschutz  
-    Baudenkmäler 
-    Starkregenvorsorge/Entwässerungsflächen 
 
Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Be-
gründung, Umweltbericht, Abwägungssynopse) sowie 
die nach Einschätzung der Gemeinden der Planungs-
gemeinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit  
 
vom 22.08. bis 22.09.2022 (einschließlich) 
 
in den Städten der Planungsgemeinschaft öffentlich aus. 
Während der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaß-
nahmen ist in einigen Städten eine Einsichtnahme nur 
nach telefonischer Voranmeldung möglich. 
 
In der Stadt Oberhausen können die Planunterlagen an 
den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen 
werden: 
 
Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus Ster-
krade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009 
 
Öffnungszeiten: 
 
Montag - Donnerstag         08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag                              08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den ande-
ren Städten der Planungsgemeinschaft sind den dorti-
gen Bekanntmachungen und den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 88 61-210/-212) zu erfra-
gen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt: 
 
Daniel Launert, Tel.: 0208 825-2498 
E-Mail: daniel.launert@oberhausen.de 
 
 

Alle Planunterlagen mit den auszulegenden Unterlagen, 
der Inhalt der Bekanntmachung sowie die Beschluss-
vorlage können auch auf den Internetseiten der Städte-
region Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/ 
cms/aenderungsverfahren.html eingesehen werden und 
sind zusätzlich über das zentrale Internetportal des 
Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de 
zugänglich. 
 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur 
Begründung und zum Umweltbericht können während 
der Auslegungsfrist bis zum 22.09.2022 (einschließ-
lich) insbesondere schriftlich, zur Niederschrift oder per 
E-Mail 
 
-    bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bau-

ordnung, Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-
zungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 
45121 Essen,  

     E-Mail: geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de 
 
-    bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1/Stadtplanung, 

Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66 
(Eingang zurzeit nur über den Gebäudeteil D), 46145 
Oberhausen, 

     E-Mail: bauleitplaene@oberhausen.de 
 
-   oder bei einer der anderen Planungsstädte abgege-

ben werden. 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben 
worden sind, können bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Ge-
meinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
 
Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden 
geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 50 
Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen glei-
chem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch 
ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in 
das Ergebnis bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1/ 
Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterkrade, 
Bahnhofstraße 66, Raum A009, 46145 Oberhausen 
während der Dienststunden ermöglicht wird.  
 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme 
abgeben, werden in den Drucksachen für die öffent-
lichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der 
Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt 
grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der 
Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter:  
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html 
 
Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine 
Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbe-
helfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen 
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ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Aus-
legungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 07.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
 
 
I. V. 
Motschull 
Beigeordneter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses sowie der frühzeitigen 
Beteiligung für ein Änderungsverfahren 
des Regionalen Flächennutzungsplanes 
der Planungsgemeinschaft Städteregion 
Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsen-
kirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen 
Die Änderung bezieht sich auf einen 
Bereich in der Stadt Bochum. 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 20.06.2022 
gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Landespla-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) und § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung der fol-
genden Änderung zum Regionalen Flächennutzungs-
plan (RFNP) und die Einleitung des entsprechenden 
Planverfahrens beschlossen: 
 
51 BO Gerthe-West 

Der Änderungsbereich 51 BO liegt im Bochumer 
Stadtbezirk Nord in den Stadtteilen Hiltrop und Gerthe. 
Er reicht von der Stadtgrenze zu Herne im Norden bis 
zur Frauenlobstraße im Süden sowie von der Gerther 
bzw. Sodinger Straße im Osten bis zu den Straßen Am 
Hillerberg bzw. Gerther Heide im Westen. 
 
Mit der RFNP-Änderung soll die Entwicklung eines 
neuen Wohngebietes mit ca. 380 Wohneinheiten vorbe-
reitet werden. Das Vorhaben soll durch eine standortge-
rechte Nachverdichtung einen Beitrag zur Erreichung 
der wohnungspolitischen Zielsetzungen der Stadt 
Bochum leisten und ein modernes, für breite Zielgrup-
pen ansprechendes Wohnraumangebot schaffen. 
 
Der Regionale Flächennutzungsplan der Planungsge-
meinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen ist nach öffentlicher Bekanntmachung am 
03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan nimmt gleich-
zeitig die Funktion eines Regionalplans und eines 
gemeinsamen Flächennutzungsplans wahr. 
 
Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann 
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke der Planung und deren voraus-
sichtlichen Auswirkungen unterrichten lassen. 
Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung. 
 
Hierzu werden die Planunterlagen (Vorentwurf des 
Änderungsplanes mit Begründung und Umweltbericht) 
in der Stadt Oberhausen in der Zeit vom 22.08. bis 
22.09.2022 (einschließlich) öffentlich ausgelegt. Wäh-
rend der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaßnahmen 
ist in einigen Städten eine Einsichtnahme nur nach tele-
fonischer Voranmeldung möglich.

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 14 vom 1. August 2022

143



In der Stadt Oberhausen können die Planunterlagen an 
den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen 
werden: 
 
Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus Ster-
krade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009 
 
Öffnungszeiten: 
 
Montag - Donnerstag         08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag                              08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die Auslegungen in den ande-
ren Städten der Planungsgemeinschaft sind den dorti-
gen Bekanntmachungen und den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 88-61210, bzw. 0201 88-
61212) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt: 
 
Daniel Launert, Tel.: 0208 825-2498 
E-Mail: daniel.launert@oberhausen.de 
 
Alle Planunterlagen zum Änderungsbereich können auf 
den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html eingesehen werden. Es besteht die 
Möglichkeit, während der Auslegungsfrist eine Stellung-
nahme abzugeben. Dies kann insbesondere schriftlich, 
zur Niederschrift im Rahmen der Planeinsicht oder per 
E-Mail erfolgen.  
 
Postanschrift der Planungsgemeinschaft: 
Stadt Essen, Stadtamt 61-2-1, 45121 Essen 
E-Mail-Adresse der Planungsgemeinschaft: 
geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de  
 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme ab-
geben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirks-
vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter:  
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html 
 
Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung können zu einer Überarbeitung des 
Vorentwurfs der RFNP-Änderung führen, d. h. Planent-
wurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung 
sind möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 07.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
 
 
I. V. 
Motschull 
Beigeordneter 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses sowie der frühzeitigen 
Beteiligung für ein Änderungsverfahren 
des Regionalen Flächennutzungsplanes 
der Planungsgemeinschaft Städteregion 
Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsen-
kirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen 
Die Änderung bezieht sich auf einen Be-
reich in den Städten Gelsenkirchen und 
Bochum. 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 20.06.2022 
gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Landespla-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) und § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung der fol-
genden Änderung zum Regionalen Flächennutzungs-
plan (RFNP) und die Einleitung des entsprechenden 
Planverfahrens beschlossen: 
 
52 GE/BO nördlich Watermanns Weg 
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Der Änderungsbereich 52 GE/BO liegt nördlich und süd-
lich der Stadtgrenze der Städte Gelsenkirchen und 
Bochum und befindet sich in den Stadtteilen Gelsenkir-
chen-Ückendorf und Bochum-Wattenscheid. Er wird im 
Wesentlichen begrenzt durch den Watermanns Weg, die 
Ückendorfer Straße und den Wattenscheider Bach. 
 
Im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung haben die 
Städte Gelsenkirchen und Bochum sowie die Bahnflä-
chenentwicklungsgesellschaft (BEG) und die DB Netz 
AG im Frühjahr 2016 ihr Interesse an der Entwicklung 
eines interkommunalen Stadtquartiers im Bereich des 
ehemaligen Güterbahnhofs Gelsenkirchen-Wattenscheid 
bekundet. Die Bereiche auf dem Stadtgebiet der Stadt 
Gelsenkirchen sollen nun zeitlich vorrangig entwickelt 
werden. Geplant sind Wohn- und Mischnutzungen. 
Durch die städtebauliche Entwicklung der Fläche bzw. 
einzelner Teilflächen sollen u. a. attraktive Wohnbau-
potenziale erschlossen werden. Für Klein- und Kleinst-
gewerbe sollen Ansiedlungsflächen geschaffen werden, 
die durch ihre Lage am Radschnellweg 1 (RS 1) eine 
einzigartige Adresse erhalten. Die Siedlungsentwicklung 
soll unter Berücksichtigung einer integrierten Freiraum-
entwicklung erfolgen. Die bestehenden Festlegungen, 
Darstellungen und nachrichtlichen Übernahmen sollen 
durch die Festlegung eines Allgemeinen Siedlungs-
bereiches bzw. der Darstellung einer Gemischten 
Baufläche ersetzt werden. 
 
Der Regionale Flächennutzungsplan der Planungsge-
meinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen ist nach öffentlicher Bekanntmachung am 
03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan nimmt gleich-
zeitig die Funktion eines Regionalplans und eines 
gemeinsamen Flächennutzungsplans wahr. 

 
Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann 
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke der Planung und deren voraus-
sichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig 
besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
 
Hierzu werden die Planunterlagen (Vorentwurf des 
Änderungsplanes mit Begründung und Umweltbericht) 
in der Stadt Oberhausen in der Zeit vom 22.08. bis 
22.09.2022 (einschließlich) öffentlich ausgelegt. Wäh-
rend der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaßnahmen 
ist in einigen Städten eine Einsichtnahme nur nach tele-
fonischer Voranmeldung möglich. 
 
In der Stadt Oberhausen können die Planunterlagen an 
den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen 
werden: 
 
Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus Ster-
krade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009 
 
Öffnungszeiten: 
 
Montag - Donnerstag         08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag                              08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die Auslegungen in den ande-
ren Städten der Planungsgemeinschaft sind den dorti-
gen Bekanntmachungen und den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 88-61210, bzw. 0201 88-
61212) zu erfragen.
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Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt: 
 
Daniel Launert, Tel.: 0208 825-2498 
E-Mail: daniel.launert@oberhausen.de 
 
Alle Planunterlagen zum Änderungsbereich können auf 
den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html eingesehen werden. Es besteht die 
Möglichkeit, während der Auslegungsfrist eine Stellung-
nahme abzugeben. Dies kann insbesondere schriftlich, 
zur Niederschrift im Rahmen der Planeinsicht oder per 
E-Mail erfolgen. 
 
Postanschrift der Planungsgemeinschaft: 
Stadt Essen, Stadtamt 61-2-1, 45121 Essen 
E-Mail-Adresse der Planungsgemeinschaft: 
geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de  
 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme ab-
geben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirks-
vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter:  
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html 
 
Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung können zu einer Überarbeitung des Vorent-
wurfs der RFNP-Änderung führen, d. h. Planentwurfs-

änderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung sind 
möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 07.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
 
 
I. V. 
Motschull 
Beigeordneter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses sowie der frühzeitigen 
Beteiligung für ein Änderungsverfahren 
des Regionalen Flächennutzungsplanes 
der Planungsgemeinschaft Städteregion 
Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsen-
kirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen 
Die Änderung bezieht sich auf einen Be-
reich in der Stadt Gelsenkirchen. 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 20.06.2022 
gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Landespla-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) und § 2 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung der fol-
genden Änderung zum Regionalen Flächennutzungs-
plan (RFNP) und die Einleitung des entsprechenden 
Planverfahrens beschlossen: 
 
53 GE Gewerbepark Schalke-Nord 
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Der Änderungsbereich 53 GE befindet sich in 
Gelsenkirchen im Stadtteil Schalke-Nord. Er wird im 
Wesentlichen gebildet durch die Alfred-Zingler-Straße 
von der Anschlussstelle Schalke an der BAB A 42 bis zur 
Hochkampstraße und weiter dem Verlauf der bisher ge-
planten Straße bis zur Kurt-Schumacher-Straße folgend.  
 
Im RFNP ist eine Fläche für einen örtlichen Hauptver-
kehrszug dargestellt, der von der Anschlussstelle 
Schalke an der BAB A 42 in südlicher Richtung bis zur 
Kurt-Schumacher-Straße führt. Im Bereich des Gewer-
begebietes Berliner Brücke verschwenkt der geplante 
Straßenverlauf Richtung Westen. Bis zu diesem Punkt 
ist die Straße (Alfred-Zingler-Straße) bereits vorhanden. 
Die Stadt Gelsenkirchen beabsichtigt nicht mehr, das 
letzte Teilstück zu bauen. Um die Revitalisierung des 
Gewerbegebietes zu ermöglichen und einen entspre-
chenden Bebauungsplan aufstellen zu können, wird der 
örtliche Hauptverkehrszug aus dem RFNP herausge-
nommen, die Flächen werden in die umgebenden 
Festlegungen und Darstellungen (GIB/gewerbliche 
Baufläche und AFAB/Grünfläche) einbezogen. 
 
Der Regionale Flächennutzungsplan der Planungsge-
meinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen ist nach öffentlicher Bekanntmachung am 
03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan nimmt gleich-
zeitig die Funktion eines Regionalplans und eines 
gemeinsamen Flächennutzungsplans wahr. 
 
Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann 
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung und deren voraussicht-
lichen Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig 
besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
 
Hierzu werden die Planunterlagen (Vorentwurf des 
Änderungsplanes mit Begründung und Umweltbericht) 
in der Stadt Oberhausen in der Zeit vom 22.08. bis 
22.09.2022 (einschließlich) öffentlich ausgelegt. Wäh-
rend der Geltungsdauer der Corona-Schutzmaßnahmen 
ist in einigen Städten eine Einsichtnahme nur nach tele-
fonischer Voranmeldung möglich. 
 
In der Stadt Oberhausen können die Planunterlagen an 
den behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen 
werden: 
 
Bereich 5-1/Stadtplanung, Technisches Rathaus Ster-
krade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009 
 
Öffnungszeiten: 
 
Montag - Donnerstag         08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag                              08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die Auslegungen in den ande-
ren Städten der Planungsgemeinschaft sind den dorti-
gen Bekanntmachungen und den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 88-61210, bzw. 0201 88-
61212) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt: 
 
Daniel Launert, Tel.: 0208 825-2498 
E-Mail: daniel.launert@oberhausen.de

Alle Planunterlagen zum Änderungsbereich können auf 
den Internetseiten der Städteregion Ruhr 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html eingesehen werden. Es besteht die 
Möglichkeit, während der Auslegungsfrist eine Stellung-
nahme abzugeben. Dies kann insbesondere schriftlich, 
zur Niederschrift im Rahmen der Planeinsicht oder per 
E-Mail erfolgen. 
 
Postanschrift der Planungsgemeinschaft:  
Stadt Essen, Stadtamt 61-2-1, 45121 Essen 
E-Mail-Adresse der Planungsgemeinschaft:  
geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de  
 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme ab-
geben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirks-
vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter:  
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html 
 
Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung können zu einer Überarbeitung des Vorent-
wurfs der RFNP-Änderung führen, d. h. Planentwurfs-
änderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung sind 
möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 07.07.2022 
 
 
Der Oberbürgermeister 
 
I. V. 
Motschull 
Beigeordneter 
 
 

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 
der STOAG Stadtwerke Oberhausen 
GmbH zum 31. Dezember 2021 
 
1.  Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat 

den Jahresabschluss zum 31.12.2021 fristgerecht 
aufgestellt und durch die PKF Deutschland 
GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, prüfen 
lassen. 

 
     Die PKF Deutschland GmbH, Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft hat folgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 
Bestätigungsvermerk 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 
ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH 
 
Prüfungsurteile
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Wir haben den Jahresabschluss der STOAG Stadtwerke 
Oberhausen GmbH - bestehend aus der Bilanz zum  
31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 
31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum  
31. Dezember 2021 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2021 und 

 
-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel-
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 
-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - fal-
scher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-
stößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-
trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

 
-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 

Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 
-    beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 

und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich 
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
-    beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 

dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens.

-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-
len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im inter-
nen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen“. 
 
München, 24. Mai 2022 
 
PKF Deutschland GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
Feldmann                    Gertenbach 
Wirtschaftsprüfer         Wirtschaftsprüferin 
 
2.  Durch Gesellschafterbeschluss vom 23. Juni 2022 

wurde der Jahresabschluss festgestellt. Die 
Geschäftsführung und der Aufsichtsrat wurden 
entlastet. 

 
3.  Der Jahresabschluss einschließlich des Lage-

berichts kann vom 22. bis zum 26 August 2022 
jeweils von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 09:00 bis 15:00 Uhr und am Freitag in der Zeit 
von 09:00 bis 13:00 Uhr bei der STOAG Stadtwerke 
Oberhausen GmbH, Max-Eyth-Straße 62, 46149 
Oberhausen, Raum 1.5, eingesehen werden. 

 
Oberhausen im Juli 2022 
 
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH 
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen 
 
 
Die Geschäftsführung 
Werner Overkamp 
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Bekanntmachung des Konzernabschlus-
ses der STOAG Stadtwerke Oberhausen 
GmbH zum 31. Dezember 2021 
 
1.  Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat 

den Konzernabschluss zum 31.12.2021 fristge-
recht aufgestellt und durch die PKF Deutschland 
GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, prüfen 
lassen. 

 
     Die PKF Deutschland GmbH, Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft, hat nachfolgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 
Bestätigungsvermerk 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 
ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Konzernabschluss der STOAG Stadt-
werke Oberhausen GmbH und ihrer Tochtergesell-
schaften (der Konzern) - bestehend aus der Konzern-
bilanz zum 31. Dezember 2021, der Konzern-Gewinn 
und Verlustrechnung, dem Konzerneigenkapitalspiegel 
und der Konzernkapitalflussrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie 
dem Konzernanhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Konzernlagebericht der 
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 
geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
-    entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Konzerns zum 31. Dezember 2021 sowie seiner 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2021 und 

 
-    vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kon-
zerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Konzernlagebericht in Einklang mit dem Konzernab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und 
des Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 

Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von den 
Konzernunternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 
von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlage-
bericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Konzernabschluss und den 
Konzernlagebericht  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Konzernabschlusses, der den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermög-
lichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verant-
wortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Konzernlageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen 
zu können.  
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses des Konzerns zur 
Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts  
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Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Konzernabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist, und ob der Konzernla-
gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht 
beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel-
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses 
und Konzernlageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus  
 
-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli-

cher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Konzernabschluss und Konzern-
lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, be-
absichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

 
-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 

Prüfung des Konzernabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des 
Konzernlageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme abzugeben. 

 
-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns 

zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben im Konzernabschluss und im 
Konzernlagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass der Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

 
-    beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 

und den Inhalt des Konzernabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die 
zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 
so darstellt, dass der Konzernabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Konzerns vermittelt. 

 
-    holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnach-

weise für die Rechnungslegungsinformationen der 
Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb 
des Konzerns ein, um Prüfungsurteile zum Konzern-
abschluss und zum Konzernlagebericht abzugeben. 
Wir sind verantwortlich für die Anleitung, Überwa-
chung und Durchführung der Konzernabschlussprü-
fung. Wir tragen die alleinige Verantwortung für  
unsere Prüfungsurteile. 

 
-    beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts 

mit dem Konzernabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage 
des Konzerns. 

 
-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 

gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der 
zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im inter-
nen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.“ 
 
München, 24. Mai 2022 
 
PKF Deutschland GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
Feldmann                    Gertenbach 
Wirtschaftsprüfer         Wirtschaftsprüferin 
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K 2671 

 
Postvertriebsstück 

 
- Entgelt bezahlt -  

 
DPAG

2.  Durch Gesellschafterbeschluss vom 23. Juni 2022 wurde der 
Konzernjahresabschluss festgestellt. Die Geschäftsführung 
und der Aufsichtsrat wurden entlastet. 

 
3.  Der Konzernjahresabschluss einschließlich des 

Konzernlageberichts kann vom 22. bis zum 26. August 2022 
jeweils von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 09:00 bis 
15:00 Uhr und am Freitag in der Zeit von 09:00 bis 13:00 Uhr 
bei der STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH, Max-Eyth-
Straße 62, 46149 Oberhausen, Raum 1.5, eingesehen werden. 

 
Oberhausen im Juli 2022 
 
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH 
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen 
 
 
Die Geschäftsführung 
Werner Overkamp 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3017021712 
 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunde werden gemäß 
Teil 2 - Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zum Sparkassengesetz für Nordrhein-
Westfalen aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter 
Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 
 
Andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 25.07.2022  
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
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